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Öffentliche Sitzung 



Protokoll Nr.:
6/2018

Sitzung:
Gemeinderat 


Datum:
15. Mai 2018

Zeit:
19:00 Uhr – 22:00 Uhr


Ort:
Sitzungssaal im Rathaus

Vorsitz:
Bürgermeister Volk

Mitglieder anwesend:
FW


Stadträtin Stephanie Streib, Stadträte Fritsch, 


Holschuh, Rehberger, KH Streib, Dr. Rothe und 


Wachert

CDU

Stadträtinnen Harant, Kaltschmidt; 

Stadträte Ch. Rupp und K. Rupp,


SPD


Stadträtin Betke-Hermann,

Stadträte Bergsträsser, Hertel, Keller 


Grüne


Stadträtinnen Groesser und Seidelmann, 


Stadträte Katzenstein, Schmitz und Schwenk 


weiter anwesend:
Herr Möhrle (FB 3), Herr Horvath (FB 4), 


Herr Seiz (FB 6); Herr Kolmer (Revierleiter 


Polizeirevier Neckargemünd) zu TOP 2



Mitglieder entschuldigt:
Stadträtinnen Oppelt und von Reumont;


Stadträte Berroth und Schimpf;

Ortsvorsteher Hoffmann

Urkundspersonen:
Stadträtin Seidelmann, Stadtrat Wachert
Sachvortrag:

Herr Kolmer (zu TOP 2), Herr Möhrle (zu TOP 5), Herr Horvath (zu TOP 7), Herr Seiz (zu TOP 6)
Schriftführerin:
Frau Polte 



FRAGESTUNDE

Eine Dilsberger Bürgerin trägt eine Beschwerde über den Zustand des Verbindungsweges zwischen der Neuhofer Straße und dem Blumenstrich vor. Es handle sich um einen offiziellen Schulweg. Sie erwarte, dass die Straße in einen besseren Zustand versetzt werde, ihre Anfragen schriftlich beantwortet, sowie die Rechtsgrundlage für das Verwaltungshandeln mitgeteilt würden. Der Bürgermeister wirft Fotos vom aktuellen Zustand des Verbindungsweges an die Projektionswand und erklärt, er selbst sowie der Gemeindevollzugsdienst hätten sich von der Situation ein Bild gemacht. Der Weg sei zwar nicht in einem optimalen, jedoch durchweg begehbaren Zustand. Herr Horvath ergänzt, die Ortspolizeibehörde habe bereits entsprechende Maßnahmen ergriffen und die Anwohner, die lt. der städtischen Räum- und Streupflichtsatzung zum Rückschnitt des Bewuchses verpflichtet sind, angeschrieben. Er habe der Beschwerdeführerin bereits telefonisch mitgeteilt, dass es sich um ein laufendes Verfahren handle, die Thematik überwacht werde. Er bietet der Beschwerdeführerin und ihrem Ehegatten, der ebenfalls in der Sitzung anwesend ist, einen Gesprächstermin zur weiteren Besprechung im Rathaus an. Hiermit ist die Bürgerin einverstanden.
Ein Anwohner der Kümmelbachstraße moniert, dass trotz Einstellung entsprechender Mittel in den städtischen Haushalt und bereits getroffener Gemeinderatsbeschlüsse der „Rollende Kanal“ noch nicht umgesetzt sei. Er möchte wissen, ob die entsprechenden Ausschreibungen schon getätigt seien und wann der „Rollende Kanal“ dann beginnen werde. 
Der Bürgermeister antwortet, die Verzögerung in der Umsetzung sei dadurch bedingt, dass derzeit die gesamten Abwassergebühren neu kalkuliert werden. Im Zuge dieser Neukalkulation werden die Kosten für den Rollenden Kanal mitkalkuliert. Hätte man die Maßnahme vorher schon umsetzen wollen, hätte der Gemeinderat eine Satzung für die Übergangszeit erlassen und nach Abschluss der Kalkulation wieder aufheben müssen. Man wolle das Problem schnellstmöglich beheben, werde die Straße nicht endgültig herstellen (es entstehen also keine Erschließungsbeiträge). Insgesamt handle es sich noch um 32 Liegenschaften, die betroffen sind. Diese werden künftig kostenmäßig besser fahren als bisher. 
Herr Seiz ergänzt, die AVR werde mit den Anwohner Kontakt aufnehmen. Übernächste Woche werde es einen Termin mit dem Ingenieurbüro und den Anwohnern geben, danach werde eine beschränkte Ausschreibung gemacht.
Ein weiterer Bürger aus der Weststadt, der Leidtragender der Geruchsbelästigung durch die Klärgruben in der Nachbarschaft ist, erkundigt sich nach dem Zeitplan für die Anschlüsse an die Kanalisation, sowie ob und wann die Überlaufrohre der Gruben in den Kümmelbach versiegelt oder zurückgebaut werden. 
Der Bürgermeister erläutert, dass durch den „Rollenden Kanal“ die Klärgruben, ähnlich wie bei der Müllabfuhr, in festgelegten Rhythmen leergepumpt werden, gleichgültig ob voll oder nicht. Wann die Festanschlüsse gemacht werden können, hängt von der Verfügbarkeit der Baufirmen ab.
Eine Bürgerin aus der Neckarstraße moniert den von ihr durch Lärm und Luftverschmutzung als sehr belastend empfundenen Autoverkehr in der Altstadt. Sie lebe seit rund ½ Jahr in der Altstadt und habe den Eindruck, weniger als 1/3 der Autofahrer nutze den Umgehungs-straßentunnel. Vor allem angesichts vieler älterer Bewohner, Rollstuhlfahrer und des Kindergartens sei die Situation dringend verbesserungsbedürftig. 
Sie bringt Überlegungen zu einer klimafreundlichen Politik vor, zur Ausweisung von Klima-schutzzonen, autofreien Sonntagen oder einer Straßenbeitragsgebühr. 
Der Bürgermeister erklärt, vor Inbetriebnahme des Tunnels hätten nach Zählungen täglich rund 8.000 Autofahrer die Altstadt durchfahren; aktuell seien es zwischen 2.500 und 2.800 Autos täglich. Die gefahrene Geschwindigkeit sei allerdings tatsächlich ein Thema. Eine Straßenbenutzungsgebühr (Maut) sei in Deutschland rechtlich nur auf der Autobahn zulässig. Auch dürfe die Stadt in eigener Regie keine Verkehrsbeschränkungen anordnen, sondern müsse so etwas beim Landratsamt beantragen. Man könne im Wesentlichen nur an die Vernunft der Autofahrer appellieren. Es sei gewollt, dass Menschen in die Altstadt fahren können, die dort etwas zu erledigen haben, nicht aber reine Durchfahrer. Die Stadt arbeite auch daran, den Tunnel attraktiv zu machen, und das unberechtigte Parken auf Gehwegen zu unterbinden.
1:
Vorlage und Kenntnisnahme des Protokolls Nr. 5 vom 24. April 2018
1.1:
Sachvortrag:

Das Protokoll liegt den Gemeinderäten im Wortlaut vor. 
1.2:
Beratung:

1.3:
Beschluss: 


Das Protokoll wird von den Urkundspersonen unterzeichnet und vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen. 
2:
Polizeiliche Kriminalstatistik für Neckargemünd für 2017
-Vorstellung durch Herr Kolmer / Polizei Neckargemünd  (ohne Vorlage)
2.1:
Sachvortrag:

Der Bürgermeister begrüßt den Leiter des Polizeireviers Neckargemünd, Herrn Kolmer, der in den nächsten Wochen in den Ruhestand treten wird, zu seinem letzten Vortrag im Gremium. Dabei lobt er die hervorragende Arbeit des Polizeireviers Neckargemünd und stellt mit Freude den Rückgang der Kriminalitätsrate fest. Man wisse, dass man sich auf die Polizei verlassen könne, und auch die gute Zusammenarbeit der Rettungskräfte untereinander wirke sich segensreich aus.

Herr Kolmer stellt die Kriminalstatistik anhand zahlenmäßiger Aufstellungen vor und gibt einen Überblick auf die verschiedenen Sparten der Kriminalität, wie sie in einem Anschreiben der Polizei an die Stadt bereits zusammengestellt wurden. Dieses Anschreiben sowie das Zahlenwerk werden dem Protokoll als Anlagen beigefügt. Er ergänzt zusätzlich die aktuelle Sachlage bei den Verkehrsunfällen: insgesamt habe es in etwa gleich viele Verkehrsunfälle wie im Vorjahr gegeben, was die größeren Unfälle, die kleineren sowie die Zahl von Fahrerfluchten anbetrifft.

Die Verletztenzahl habe etwas höher gelegen als im Vorjahr. Insgesamt gebe es in Neckargemünd keine Unfallschwerpunkte, auch die Großbaumaßnahme im letzten Jahr habe sich nicht negativ ausgewirkt.

Herr Kolmer dankt für das Lob und betont, auch er könne das gleichermaßen der Stadtverwaltung aussprechen, insbesondere dem Bauhof, mit dem die Zusammenarbeit hervorragend funktioniere.

2.2:
Beratung:


Die Redner aller Fraktionen danken Herrn Kolmer für die hervorragende Arbeit und wünschen ihm alles Gute für den Ruhestand. Man sei sich bewusst, durch das Vorhandensein eines eigenen Polizeireviers sehr gut und sicher in Neckargemünd zu leben, und hoffe, dass die gute Ausstattung auch in Zukunft erhalten bleiben werde. 

Stadtrat Katzenstein weiß aktuell aus der Landespolitik, dass die Polizeikräfte im Land wieder aufgestockt werden.


Stadtrat Wachert kritisiert, dass man in der Regel keine Rückmeldung über den Ausgang bekomme, wenn man bei der Polizei eine Anzeige erstatte. Herr Kolmer erklärt, eine abschließende Information der Opfer sei eher unüblich und rechtlich problematisch, insbesondere bei Kriminalstraftatbeständen. Hier folge einer Anzeige die Ermittlung sowie anschließend die Weitergabe an die Staatsanwaltschaft. Diese gebe in der Regel nichts heraus –diese Praxis ergebe sich aus der Strafprozessordnung. Etwas anders sehe es bei Verkehrsunfällen aus. Hier würde sich in den nächsten Jahren voraussichtlich etwas verbessern.

Stadtrat Wachert fragt weiter nach der Nachfolgeregelung. 

Herr Kolmer antwortet, es werde eine Interimsführung geben, bis im nächsten Februar der designierte Nachfolger, Herr Mackert aus Neckarsteinach, seinen Dienst als neuer Revierleiter antreten werde.


Stadtrat Wachert bittet um Information der Bürger über die Kriminalstatistik 2017; dies wird vom Bürgermeister zugesagt.


Stadtrat Wachert möchte wissen, ob es künftig wieder Tage der offenen Tür bei der Polizei, oder spezielle Trainingsangebote für die Bürgerschaft geben werde. 

Herr Kolmer antwortet, Tage der offenen Tür fänden nicht mehr statt, außerdem sei das Neckargemünder Revier nicht begeistert davon gewesen. Spezielle Trainings oder größere Veranstaltungen gebe es ebenfalls nicht mehr, allerdings würden die Kindergartengruppen und Schulklassen auch weiterhin auf das Polizeirevier kommen. 

Der Bürgermeister verweist zusätzlich auf verschiedene Beratungsaktionen, bei denen sich die Stadt Neckargemünd immer beteiligt, sobald sie angeboten werden.


Stadtrat Fritsch würde eine erhöhte Öffentlichkeitsarbeit befürworten, zusätzlich fragt er nach der Anzahl der Beamten auf dem Neckargemünder Revier. 

Herr Kolmer hat keine weiteren Vorschläge für Öffentlichkeitsarbeit. Hinsichtlich der zweiten Frage erläutert er, dass der Dienst im Polizeirevier durch den Rund-um-die-Uhr-Dienst mit 5 Gruppen charakterisiert sei. Daraus ergebe sich eine Besatzung von ca. 30 Personen, in jeder Gruppe 6. Da dies organisatorisch notwendig ist, geht er davon aus, dass dieser Personalbestand auch in den nächsten Jahren gewährleistet bleiben wird.

2.3:
Beschluss: 

Der Gemeinderat nimmt den Vortrag von Herrn Kolmer, Revierleiter des Neckargemünder Polizeireviers, zur Kriminalstatistik 2017 wohlwollend zur Kenntnis und dankt den hier eingesetzten Polizisten für ihre hervorragende Arbeit.
3:
Ehrung eines verdienten Kommunalpolitikers durch den Gemeindetag und den Städtetag Baden-Württemberg 
3.1:
Sachvortrag:

Die Vorlage des FB 1 Öffentlichkeitsarbeit/Gremien ist dem Original-Protokoll als Anlage beigefügt.  

Bürgermeister Volk würdigt das Engagement von Martin Holschuh, das sich auf die Kommunalpolitik genauso wie auf vielfaches Engagement in den örtlichen Vereinen erstreckt; insbesondere betont er seine Verdienste in der Partnerschaft mit Jindrichuv Hradec sowie für den Ortsteil Kleingemünd.
3.2:
Beratung:


Stadtrat Rehberger als Fraktionsvorsitzender dankt im Namen seiner wie auch der anderen Fraktionen für das langjährige Engagement von Martin Holschuh. Der Rat schätze seine fachkundigen Hinweise sehr und danke für das gute, offene und freundschaftliche Verhältnis. 

Stadtrat Holschuh bedankt sich für die Glückwünsche. 

Anschließend nimmt Bürgermeister Volk die Auszeichnungen mit den Urkunden und Nadeln des Städte- sowie des Gemeindetages Baden-Württemberg vor.

3.3:
Beschluss: 


Der Gemeinderat nimmt die Ehrung von Herrn Martin Holschuh durch den Gemeinde- und Städtetag des Landes Baden-Württemberg anlässlich seiner 20-jährigen Zugehörigkeit zum Gemeinderat zur Kenntnis und dankt für sein fortgesetztes Engagement. 
4:
Entfernung des Pausenhofschildes an der Grundschule Neckargemünd
4.1:
Sachvortrag:

Die Vorlage des FB 2 Bildung, Kultur und Personal ist dem Original-Protokoll als Anlage beigefügt. Der Bürgermeister stellt den TOP kurz vor.
4.2:
Beratung:


Stadtrat Rehberger erinnert daran, dass der Schulhof im Jahr 2002 als Spielplatz geöffnet wurde, da es in der Weststadt keinen anderen Kinderspielplatz gab. Wenn jetzt das Schulgesetz dagegenstehe und der Schulleiter sich ablehnend geäußert habe, sei er sehr traurig darüber. Die Freien Wähler würden der Vorlage nicht zustimmen.

Stadtrat Schwenk verliest den genauen Wortlaut des § 51 Schulgesetz, auf dem in der Vorlage Bezug genommen wurde. Den Schulhof auch für andere Zwecke als nur schulische zu öffnen sei demnach möglich, wenn man mit dem Schulleiter übereinkomme. Es sei unzweifelhaft, dass der Schulunterricht nicht durch im Hof spielende Kinder beeinträchtigt werden dürfe, allerdings wäre es seines Erachtens möglich, das alte Schild durch ein neues zu ersetzen, so dass z.B. an den Nachmittagen nach Ende des Schulunterrichtes sowie in den Ferien und Wochenenden das Spielen auf dem Schulhof weiterhin möglich bleibt.

Stadtrat Bergsträsser wirft ein, dass der Schulhof nachmittags auch von den Hortkindern genutzt werde. Er bittet zu prüfen, wie viele Kinder aktuell in der Weststadt leben.


Stadtrat Hertel stellt fest, dass das Spielplatz-Schild die öffentliche Nutzung definiere. Bezüglich der Hortkinder gelte eine andere Regelung – diese Nutzung ergebe sich aus einer Vereinbarung zwischen Schule und Stadt.


Stadtrat Wachert möchte wissen, wie die Haftungssituation gegenwärtig auf dem Schulhof in seiner Spielplatz-Nutzung aussehe. 

Der Bürgermeister antwortet, genau diese Frage habe den Schulleiter auf den Plan gerufen, der aus versicherungstechnischen Gründen die Abnahme des Schildes beantragt habe. Gerade die Situation, dass Kinder etwa in einer Freistunde, Ferienkinder anderer Bundesländer oder Kinder unterhalb des Schulalters während der Schulzeit auf dem Hof spielen könnten, sei problematisch, da die Lehrer aufgrund ihrer Aufsichtspflicht ihre Klassen nicht allein lassen können, um etwa Kinder auf dem Schulhof zu disziplinieren. Zunächst handle es sich um einen gewidmeten Schulhof, das bestehende Zusatzschild mache diesen zusätzlich zum Spielplatz. Bei allein als Spielplatz ausgewiesenen Plätzen haftet die Stadt für die Sicherheit der Geräte. Die „Zwitterfunktion“ auf dem Schulhof während der Schulzeiten mache die Beurteilung schwierig.

Stadtrat Fritsch bringt vor, dass sich die Anwohner der Schule bereits wegen Lärm durch spielende Kinder beschwert hätten. 


Der Bürgermeister fasst aus der Diskussion zusammen, dass Einigkeit darüber besteht, dass das alte Schild entfernt werden muss, da es auch die Schulzeiten umfasst, diese künftig aber nicht zum Spielen freigegeben werden sollen. Zusätzlich ergeht der Auftrag an die Verwaltung, das Spielen auf dem Schulhof außerhalb der Schulzeiten zu ermöglichen, über die Aufstellung eines neuen Schildes, und diesbezüglich mit dem Schulleiter auf eine einvernehmliche Regelung hinzuwirken.

4.3:
Beschluss: 


Der Gemeinderat der Stadt Neckargemünd beschließt die Entfernung des Schildes am Schulhof der Grundschule Neckargemünd (Aufschrift: „Das Spielen auf dem Schulhof ist für Kinder bis 14 Jahre erlaubt von Montag bis Freitag 8:00 – 13:00 Uhr und von 14:30 – 18:30 Uhr“). Die Verwaltung wird beauftragt, zunächst mit dem Schulleiter Kontakt aufzunehmen, um auf eine Öffnung des Schulhofes als Spielplatz in den Zeiten außerhalb des Schulunterrichtes hinzuwirken. Diese Öffnung wird vom Gemeinderat nachdrücklich gewünscht. Die entsprechenden Zeiten sind dann über die Aufstellung eines neuen Schildes an der Schule zu kommunizieren. Sollte keine Einigkeit mit dem Schulleiter erzielt werden, sind die entsprechenden Fachbehörden einzuschalten, mit der Bitte um Genehmigung.
5:
Satzung über Erhebung einer Zweitwohnungssteuer (Zweitwohnungssteuersatzung)

5.1:
Sachvortrag:

Die Vorlage des FB 3 Finanzen ist dem Original-Protokoll als Anlage beigefügt. 

Der Bürgermeister erklärt kurz die Hintergründe der Initiative der Verwaltung entsprechend der Vorlage. Der Stichtag 01.07. sei gewählt worden, damit es im Falle einer Ummeldung als Hauptwohnsitz schon im nächsten Jahr höhere Schlüsselzuweisungen geben würde. 

Herr Möhrle ergänzt, der beigefügte Satzungsentwurf entspreche der Mustersatzung des Gemeindetages. Die Mehrzahl der Kommunen in Baden-Württemberg, die die Zweitwohnungssteuer eingeführt haben, verwenden diese Satzung, sie habe auch der gerichtlichen Überprüfung schon standgehalten. Sofern der Gemeinderat die Zweitwohnungssteuer beschließt, würde die Verwaltung alle Bürger mit Zweitwohnsitz in Neckargemünd anschreiben und direkt eine Steuererklärung mitschicken, um einen weiteren Zwischenschritt im Ablauf des Verfahrens einzusparen.
5.2:
Beratung:


Stadtrat Rehberger führt aus, grundsätzlich sei es immer unangenehm, wenn der Gemeinderat eine Steuer einführen oder erhöhen müsse. Die Freien Wähler seien dankbar, dass die Verwaltung die Steuer auf den Weg gebracht hat, angesichts des strukturellen Haushaltsproblems, das die Generierung von mehr Einnahmen erforderlich mache. Die Freien Wähler würden der Vorlage zustimmen. 

Stadtrat Rehberger möchte weiterhin wissen, warum es notwendig sei, jemand, der in Neckargemünd neben dem Haupt- noch einen Nebenwohnsitz habe, zur Steuer heranzuziehen. Dieser Bürger leiste doch bereits einen Beitrag zur Infrastruktur. Herr Möhrle antwortet, dass dies rechtlich erforderlich sei, da man sich nach dem melderechtlichen Wohnungsbegriff richte. 

Stadtrat Ch. Rupp führt aus, in seiner Fraktion gebe es keine einstimmige Meinung. Selbstverständlich sei es wichtig für Neckargemünd, Einnahmen zu erzielen. Genauso wichtig, wie den Verwaltungshaushalt zu stärken, sei jedoch, ihn nicht zu schwächen. Sollte sich in der Praxis zeigen, dass die Verwaltung mehr Aufwand als Nutzen von dieser Steuer hat, müsse sie schnellstmöglich wieder abgeschafft werden. So spricht er sich für eine Überprüfung aus, sowie Berichterstattung im nächsten Jahr zum 30.06. über die Sinnhaftigkeit der Steuer. 

Der Bürgermeister sagt den angefragten Bericht im Gemeinderat zu und ergänzt, man dürfe die Zweitwohnungssteuer nicht isoliert sehen, denn man wolle zugleich auf die Erhöhung der Hauptwohnsitze hinwirken. Man müsse diese beiden kausalen Zusammenhänge beachten. Aller Voraussicht nach werde der Verwaltungsaufwand vergleichsweise geringer sein als z. B. bei der Grundsteuererhöhung.


Stadtrat Hertel äußert sich ähnlich. Neckargemünd sei nicht die „klassische“ Stadt für Zweitwohnungen wie Städte mit Ferienwohnungssiedlungen oder Studentenstädte; man müsse daher beobachten, wie sich das Ganze entwickelt und wie hoch der Arbeitsaufwand in der Verwaltung ist.


Stadtrat Schmitz sieht die Frage der Nutzen- bzw. Aufwandsbeurteilung ebenfalls. Grundsätzlich befürworte seine Fraktion die Zweitwohnungssteuer und die vorgestellte Satzung. 

Er spricht drei Fragen an:

1) In § 2, Nr. 5a sei die berufliche Wohnung als Ausnahmetatbestand festgelegt. Warum könne man bei diesen Personen keine Zweitwohnungssteuer erheben? Sie könnten die Steuer für die Zweitwohnsitzsteuer doch steuerlich als Werbungskosten geltend machen, und sie nehmen die Infrastruktur genauso in Anspruch wie die Zweitwohnungsinhaber. 

2) In § 3 Abs. 4 sei von der Errechnung eines fiktiven Mietzinses die Rede; dies sei seines Erachtens in der Satzung nicht deutlich genug gemacht.

3) Sei der Begriff „für einen nicht nur vorübergehenden Zeitpunkt“ rechtlich genauer ausdefiniert?

Herr Möhrle beantwortet die Fragen. Zu 1): nur berufliche Wohnungen von Verheirateten (und gleichgestellten Lebenspartnerschaften) werden nicht besteuert. Dies sei ein Ausfluss des grundgesetzlichen Schutzes der Ehe. Der Ausnahmetatbestand sei auf dem Klagewege entstanden, und sei deshalb in die Mustersatzung aufgenommen worden.

Zu 3) die Zeitdauer sei im Melderecht geregelt.

Stadtrat Dr. Rothe fragt ebenfalls nach § 2 Nr. 5a: sei die Entfernung der „nicht vom Familienwohnsitz aus nachgehbaren“ Berufstätigkeit über eine km-Angabe definiert? Der Bürgermeister verneint dies. Es werde sich voraussichtlich ein gewisser Ermessensspielraum ergeben, den man im Einzelfall prüfen muss.

5.3:
Beschluss: 


1.
Der Gemeinderat beschließt einstimmig für die Erhebung der Zweitwohnungssteuer einen Steuersatz von 18 % der Jahresnettokaltmiete. 

2.
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die in der Vorlage aufgeführte Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer (Zweitwohnungssteuersatzung) 

6:
Erwerb einer Kehrmaschine 

6.1:
Sachvortrag:

Die Tisch-Vorlage des FB 6 Bauwesen, Tiefbau ist dem Original-Protokoll als Anlage beigefügt. 

Der Bürgermeister erklärt die kurzfristige Vorlage damit, dass die Submission erst am vergangenen Freitag stattgefunden habe. Es hätten sich zwei Angebote ergeben, und man freue sich besonders darüber, dass die Maschine, die bei der Vorführung verschiedener Modelle als besonders gut aufgefallen sei, nun das günstigste Angebot darstelle. 

Anschließend erläutert Herr Seiz die Vorlage. Man habe 4 Maschinen getestet. In der Ausschreibung konnte man kein gezieltes Modell vorgeben. Das Angebot der Fa. Unkauf entspreche genau den Vorstellungen und sei durch einen Nachlass um 3.000 € günstiger als bei der Vorführung, insgesamt können 30.000 € gegenüber dem Haushaltsansatz eingespart werden.
6.2:
Beratung:


Stadtrat Wachert erscheint die Maschine recht klein; könne diese die große Kehrmaschine der Fa. Böhm ersetzen? Auch betrage das Volumen für das Kehrgut nur 1/3 des bisherigen Volumens, das bedeute mehr Entleerungsfahrten. 

Herr Seiz antwortet, die große Maschine habe man nur auf großen Straßen einsetzen können, eine sehr unflexible Praxis, insbesondere beim Umfahren von parkenden Autos. Für die kleinen Straßen habe man eine weitere Maschine einsetzen müssen. Vorerst sei klar, dass die Maschine in den ersten Monaten öfters zum Entleeren werde fahren müssen, da die Maschine, anders als bisher, auch Unkraut entfernen könne. Wenn man dann alle Straßen wieder in Schuss habe, würde sich die Fahrtenanzahl verringern. Es sei daran gedacht, Mulden in allen Ortsteilen aufzustellen, so dass die Wege zur Entleerung des Kehrguts nicht so lang sind.

Der Bürgermeister ergänzt, der Vorteil der Dulevo-Maschine bestehe darin, dass sie auch auf kleineren Wegen und Gehwegen fahren könne; in der Breite seien 3,40 m erreichbar. In der Gärtnerei könne man mit der neuen Maschine auch viel harte Arbeit sparen, da es einen Unkrautbesen gebe, und man die Maschine flexibel nach einem Heckenschnitt durch die Gärtnerei einsetzen könne, um die herabgefallenen Äste und Blätter aufzunehmen.


Stadtrat Bergsträsser zeigt sich zufrieden, dass eine eigene Kehrmaschine mehr Flexibilität bringe und gegenüber dem Haushaltsansatz 30.000 € eingespart werden können.


Stadtrat Ch. Rupp erinnert daran, dass es auch Gründe gegeben habe, warum man im Jahr 2010 entschieden habe, keine eigene Kehrmaschine mehr einzusetzen. Man habe sich jetzt vor allem aus Bürgergesichtspunkten für eine eigene Kehrmaschine entschieden, wirtschaftliche Gründe stehen an zweiter Stelle. Wichtig sei, dass man Personal brauchen werde, wenn man die Praxis so handhaben wolle, wie es früher in Neckargemünd einmal war. Zusätzlich müsse man im Auge behalten, ob sich die Anschaffung gelohnt habe.


Stadtrat Katzenstein sieht positiv, dass mit der neuen Kehrmaschine jetzt erstmals kleine Straßen erfasst werden könnten, die bisher gar nicht von einer Kehrmaschine angefahren wurden. Er möchte wissen, wie lange die Garantie für die Maschine sei, ob es Erfahrungen bezüglich der Haltbarkeit gebe und an welche Rhythmen für die Abfuhr gedacht sei.


Herr Seiz antwortet, die Verwaltung habe noch nicht direkt nach der Garantie für diese Maschine gefragt; üblich sei 1 Jahr für gewerblich genutzte Maschinen. 

Der Bürgermeister ergänzt, dass die Dulevo-Maschine in der Region in vielen Kommunen eingesetzt und empfohlen werde. Man könne von einer rund achtjährigen Nutzungsdauer ausgehen. Vorteilhaft sei auch, dass man die Kehrtermine vorab veröffentlichen könne. Zum Personal und dem Kehr-Rhythmus führt er aus, dass eine Personalstelle nach TVöD 5 ausgeschrieben sei (d.h. ca. 2.200 € / Monat bzw. 35.000 € / Jahr an Kosten, zuzüglich Nebenkosten). Eine Vollzeitstelle mache Sinn. Es gebe möglicherweise Synergieeffekte: wenn sich mit der Zeit ein Reinigungs-Rhythmus ergebe, könne man die Maschine ggf. auch an andere Gemeinden ausleihen. Vordringlich sei allerdings, erst einmal Neckargemünd sauber zu bekommen. Eine Vollzeitarbeitskraft sei flexibler einsetzbar, da man z.B. schon morgens um 6 Uhr mit der Reinigung beginnen könne, bevor noch die Autos parken.


Stadtrat Keller betont, die Wichtigkeit einer eigenen Kehrmaschine könne man an den heutigen Starkregenfällen deutlich sehen; man könne Hilfe bei der Vermeidung von Überschwemmungen erwarten.


Stadträtin Groesser möchte wissen, ob die Kehrmaschine die Steigung an der Rainbach bewältige. 

Dies wird von Herrn Seiz bejaht.


Stadträtin Betke-Hermann möchte wissen, ob die umliegenden Gemeinden keine Kehrmaschinen haben? 

Der Bürgermeister antwortet: nein, hierfür seien die Gemeinden viel zu klein. Eine eigene Kehrmaschine lohne sich erst ab der Größenordnung von Neckargemünd.
6.3:
Beschluss: 


Der Gemeinderat beschließt einstimmig den Kauf der Kehrmaschine „Dulevo 2000 Sky“ zum geprüften Angebotspreis in Höhe von 120.973,42 € brutto gemäß dem Angebot der Fa. Unkauf GmbH & Co. KG in Abstatt-Happenbach.
7:
Änderung der Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften vom 02.05.2017 
- Änderung der Anlage 1 (Objekt- und Gebührenverzeichnis)
7.1:
Sachvortrag:

Die Vorlage des FB 4 Bürgerdienste, Ordnung, Sicherheit ist dem Original-Protokoll als Anlage beigefügt. 

Herr Horvath erläutert die Vorlage. In die Kalkulation seien jetzt die Renovierungsmaßnahmen am Gebäude Walkmühle 1 aufgenommen worden, sowie das komplette Objekt Herrenweg (statt wie bisher nur eine Wohnung jetzt alle vier Wohnungen).
7.2:
Beratung:


Stadtrat Wachert möchte wissen, warum es bei den Benutzungsgebühren und Betriebskostenpauschalen so große Unterschiede bei den verschiedenen Objekten gebe. 

Herr Horvath antwortet, es gehe um den Gesamtzustand der Wohnung. Die Zahlen haben nichts mit einer ortsüblichen Miete zu tun oder mit dem, was die Stadt für die Wohnungen bezahlt. In die Kalkulation einbezogen würde z.B. neben dem Quadratmeterteiler die Integrationswirkung, die Nebenkosten, die Anschaffungskosten, das Inventar sowie die Kosten für die Komplettmiete bzw. die Kosten, wenn die Stadt selbst Leistungsträger für Strom und Wasser ist.

Stadträtin Groesser fragt, ob die Villa Kiwi schon in der letzten Satzungsänderung inkludiert war. 

Dies wird von Herrn Horvath bejaht.


Stadträtin Betke-Hermann erkundigt sich, wie viel Wohnungen die Stadt insgesamt für die Unterbringung von Obdachlosen und Flüchtlingen habe und ob die Wohnungen alle im Eigentum der Stadt stehen. 

Herr Horvath erklärt, dass die Stadt über noch mehr Wohnungen als die in diesem Verzeichnis aufgeführten verfügt, teilweise sei die Stadt Eigentümerin, teilweise seien sie längerfristig angemietet. 

7.3:
Beschluss: 


Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Änderung der beigefügten Anlage 1 (Objekt- und Gebührenverzeichnis), wie in der Vorlage aufgeführt.
8:
Annahme von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen

8.1:
Sachvortrag:

Die Vorlage des FB 3 Finanzen ist dem Original-Protokoll als Anlage beigefügt.  

8.2:
Beratung:


-
8.3:
Beschluss: 


Der Gemeinderat nimmt die in der Anlage aufgeführten Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen an bzw. beschließt über deren Vermittlung. 
9:
Mitteilungen und Anfragen
9.1:
Geländer am Verbindungsweg zwischen Blumenstrich und Neuhofer Straße

Stadtrat Bergsträsser nimmt Bezug auf die Bürgerin, die sich in der Fragestunde über den Zustand des Weges beschwert hatte. Sie hatte bemängelt, dass das Geländer nicht freigeschnitten sei. Er möchte wissen, ob dies Pflicht der Stadt sei. 

Herr Seiz antwortet, im Bereich der Treppe, wenn diese mehr als 3 Stufen umfasse, treffe das zu, nicht allerdings auf dem geraden Wegstück.

9.2: 
Friedhofskommission

Stadtrat Bergsträsser erinnert daran, dass die Friedhofskommission tagen solle.
9.3:
Anschaffung von Geschwindigkeitstafeln

Stadtrat Bergsträsser erinnert daran, dass im Haushaltsplan die Anschaffung von 4 Geschwindigkeitstafeln beschlossen worden sei. Habe die Stadt diese schon beschafft? 

Herr Seiz sagt Prüfung zu.

9.4: 
Griechische Weinstube

Stadtrat Hertel bringt vor, die SPD habe im letzten Jahr eine Ideensammlung zur Entwicklung der Griechischen Weinstube eingebracht. Er verteilt eine schriftliche Version dieser Ideensammlung im Gremium.
9.5:
 Sieben-Stunden-Modell am Schulzentrum

Stadtrat Katzenstein hat gehört, das Max-Born-Gymnasium und die Realschule überlegten gemeinsam, in den Klassen 7 – 9 das sogenannte „Sieben-Stunden-Modell“ einzuführen. Welche Argumente gebe es dafür und dagegen? Seien die Rektoren der Meinung, dass eine solche Änderung ohne den Gemeinderat vonstatten gehen solle? Er stellt den Antrag nach § 34 GemO, das Thema auf die Tagesordnung einer der nächsten Gemeinderatssitzungen aufzunehmen, auch um die Schulleiter selbst befragen zu können. 

Der Bürgermeister antwortet, ein großes Thema in diesem Zusammenhang sei die Mensa; wenn die Kinder schon zur 7. Stunde Schulschluss haben, fehlen der SRH wahrscheinlich eine größere Zahl Essen. Es sei bereits diesbezüglich ein Termin mit den Schulleitungen und der SRH als Caterer vereinbart. Er selbst habe bereits signalisiert, dass zunächst die wirtschaftlichen Auswirkungen geprüft werden müssten und eine Einführung schon zum nächsten Schuljahr nicht möglich sei.

9.6: 
Kreis-Radverkehrskonzept

Stadtrat Katzenstein weist darauf hin, dass der Landkreis ein Radverkehrskonzept entwickelt hat, und im Vorfeld im Lauf des Jahres 2016 alle Kreisgemeinden angeschrieben hatte; viele Maßnahmen stehen in kommunaler Trägerschaft. Bis jetzt hätten allerdings nur 21 Gemeinden der 54 eine Rückmeldung gegeben – habe die Stadt Neckargemünd gemeldet? Herr Seiz bejaht dies. Es seien für dieses Jahr bereits 2 Maßnahmen geplant, der Bau von 2 Rampen am nördlichen Brückenkopf der Eisenbahnbrücke.

9.7:
 Hotelsituation in Neckargemünd

Stadtrat Schmitz erinnert daran, dass anlässlich des Aufgabewunsches beim Hotel „Kredell“ ein Bericht über die Hotelsituation in Neckargemünd vorgelegt worden sei. Allerdings habe der Gemeinderat darüber noch nicht diskutieren können. Er stellt den Antrag nach § 34 GemO, dass die Verwaltung auf einer der nächsten Sitzungen ein touristisches Gesamtkonzept für Neckargemünd zur Beratung vorlegt.

9.8:
Wirtschaftsweg zu den „Sotten“

Stadtrat Dr. Rothe fragt, ob die Stadt für die dort durchgeführten Arbeiten verantwortlich zeichne. Die Säuberung fehle noch. 

Herr Seiz antwortet, die Stadt habe die Gräben ausgehoben; eine Fachfirma habe inzwischen den Auftrag, die Verdolung zu säubern.

9.9: 
Exposé Villa Menzer

Stadtrat Ch. Rupp mahnt die Vorlage eines Exposés an.

9.10:
Planungsstand Feuerwehrhaus Dilsberg

Stadtrat Keller erkundigt sich nach dem Sachstand. 

Der Bürgermeister antwortet, von den Baukosten sei man noch etwas nach unten gekommen, die Kubatur läge nun nahe an der DIN. Die Stadt werde jetzt eine Bauvoranfrage stellen.

Nach Abschluss der Tagesordnung und Schluss der öffentlichen Sitzung verlässt Stadtrat K. Rupp die Sitzung aus gesundheitlichen Gründen.
Der Bürgermeister

Die Urkundspersonen




Stadträtin Seidelmann
Die Schriftführerin

Stadtrat Wachert

